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In der Rechtssache T-13/89 

Imperial Chemical Industries plc, Gesellschaft englischen Rechts, Millbank, Lon­
don (Vereinigtes Königreich), vertreten durch Rechtsanwälte D. Vaughan QC, 
V. O. White, R. J. Coles und D. Anderson, London, Zustellungsanschrift: 
Kanzlei der Rechtsanwalts L. H. Dupong, 14A, rue des Bains, Luxemburg, 

Klägerin, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Hauptrechtsberater 
A. McClellan und K. Banks, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte, Zustellungs­
bevollmächtigter: R. Hayder, Vertreter des Juristischen Dienstes, Centre Wagner, 
Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Nichtigerklärung der Entscheidung der Kommission vom 23. April 1986 
betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 EWG-Vertrag (IV/31.149 — Polypropy­
len; ABl. L 230, S. 1) 

erläßt 

DAS GERICHT (Erste Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. L. Cruz Vilaça, der Richter R. Schintgen, 
D. A. O. Edward, H. Kirschner und K. Lenaerts, 

Generalanwalt: B. Vesterdorf 
Kanzler: H. Jung 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung, die 
vom 10. bis 15. Dezember 1990 stattgefunden hat, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 10. Juli 
1991, 

folgendes 
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Urteil 

Sachverhalt 

1 Die vorliegende Rechtssache betrifft eine Entscheidung der Kommission, mit der 
fünfzehn Herstellern von Polypropylen wegen Verstoßes gegen Artikel 85 Absatz 
1 EWG-Vertrag eine Geldbuße auferlegt wurde. Das von der angefochtenen Ent­
scheidung (nachstehend: Entscheidung) erfaßte Erzeugnis ist eines der wichtigsten 
thermoplastischen Polymere. Polypropylen wird von den Herstellern an die Verar-
beiter zur Weiterverarbeitung zu Fertig- und Halbfertigerzeugnissen verkauft. Die 
wichtigsten Hersteller von Polypropylen verfügen über eine Palette von mehr als 
hundert verschiedenen Sorten für einen breiten Fächer von Verwendungszwecken. 
Die wichtigsten Polypropylengrundsorten sind Raffia, Homopolymer für Spritz­
guß, Kopolymer für Spritzguß, hochschlagfestes Kopolymer und Folien. Alle Un­
ternehmen, an die die Entscheidung gerichtet ist, sind große Hersteller petroche-
mischer Erzeugnisse. 

2 Der westeuropäische Polypropylenmarkt wird fast ausschließlich von europäischen 
Produktionsstätten beliefert. Vor 1977 wurde dieser Markt von zehn Herstellern 
beliefert, nämlich von den Unternehmen Montedison (die spätere Montepolimeri 
SpA und jetztige Montedipe SpA), Hoechst AG, Imperial Chemical Industries plc 
und Shell International Chemical Company Ltd (den sogenannten „vier Großen"), 
die zusammen 64 % des Marktes innehatten, Enichem Anic SpA in Italien, Rhône-
Poulenc SA in Frankreich, Alcudia in Spanien, Chemische Werke Hüls und BASF 
AG in Deutschland sowie Chemie Linz AG in Österreich. Nach dem Auslaufen 
der Hauptpatente von Montedison traten 1977 in Westeuropa sieben neue Herstel­
ler auf: Amoco und Hercules Chemicals NV in Belgien, ATO Chimie SA und 
Solvay & Cie SA in Frankreich, SIR in Italien, DSM NV in den Niederlanden und 
Taqsa in Spanien. Der norwegische Hersteller Saga Petrokjemi AS & Co. und die 
Petrofina SA nahmen ihre Tätigkeit Mitte 1978 bzw. im Jahre 1980 auf. Das Auf­
treten neuer Hersteller mit einer nominalen Kapazität von rund 480 000 t be­
wirkte ein erhebliches Anwachsen der Produktionskapazität in Westeuropa, die 
mehrere Jahre lang nicht durch einen entsprechenden Anstieg der Nachfrage aus­
geglichen wurde. Dies hatte einen geringen Auslastungsgrad der Produktionskapa­
zitäten zur Folge; zwischen 1977 und 1983 soll der Auslastungsgrad jedoch 
schrittweise von 60 % auf 90 % gestiegen sein. Nach der Entscheidung sollen sich 
Angebot und Nachfrage von 1982 an im großen und ganzen im Gleichgewicht 
befunden haben. Während des größten Teils des Untersuchungszeitraums (1977 — 
1983) sei der Polypropylenmarkt jedoch durch eine niedrige Rentabilität oder 
durch erhebliche Verluste gekennzeichnet gewesen, und zwar namentlich wegen 
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der Bedeutung der fixen Kosten und des Anstiegs des Preises des Ausgangsstoffes 
Propylen. Nach Randnummer 8 der Entscheidung beliefen sich 1983 die europäi­
schen Marktanteile der Montepolimeri SpA auf 18%, der Imperial Chemical In­
dustries, der Shell International Chemical Company Ltd und Hoechst AG auf je­
weils 11 %, der Hercules Chemicals NV auf knapp 6 %, der ATO Chimie SA, der 
BASF AG, der DSM NV, der Chemische Werke Hüls, der Chemie Linz AG, der 
Solvay & Cie. SA und der Saga Petrokjemi AS & Co. auf jeweils 3 % bis 5 % und 
der Petrofina SA auf etwa 2 %. Der Polypropylenhandel zwischen den Mitglied­
staaten sei groß gewesen, da jeder der damals in der Gemeinschaft niedergelasse­
nen Hersteller in die meisten, wenn nicht in alle Mitgliedstaaten verkauft habe. 

3 Imperial Chemical Industries plc gehörte zu den Herstellern, die den Markt 1977 
belieferten, und war einer der „großen Vier". Ihr Marktanteil betrug ungefähr 
zwischen 10,6% und 11,4%. 

4 Am 13. und 14. Oktober 1983 führten Beamte der Kommission gemäß Artikel 14 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962, Erste Durchfüh­
rungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages (ABl. 1962, S. 204; 
nachstehend: Verordnung Nr. 17) gleichzeitig Nachprüfungen bei den folgenden, 
den Markt der Gemeinschaft beliefernden Herstellern von Polypropylen durch: 

— ATO Chimie SA, jetzt Atochem (nachstehend: ATO); 

— BASF AG (nachstehend: BASF); 

— DSM NV (nachstehend: DSM); 

— Hercules Chemicals NV (nachstehend: Hercules); 

— Hoechst AG (nachstehend: Hoechst); 

I I - 1031 



URTEIL VOM 10. 3. 1992 — RECHTSSACHE T-13/89 

— Chemische Werke Hüls (nachstehend: Hüls); 

— Imperial Chemical Industries plc (nachstehend: ICI oder Klägerin); 

— Montepolimeri SpA, jetzt Montedipe (nachstehend: Monte); 

— Shell International Chemical Company Ltd (nachstehend: Shell); 

— Solvay & Cie. SA (nachstehend: Solvay); 

— BP Chimie (nachstehend: BP). 

Keine Nachprüfungen erfolgten bei Rhône-Poulenc SA (nachstehend: Rhône-Pou­
lenc) und bei der Enichem Anic SpA. 

s Im Anschluß an diese Nachprüfungen richtete die Kommission Auskunftsverlangen 
nach Artikel 11 der Verordnung Nr. 17 (nachstehend: Auskunftsverlangen) nicht 
nur an die genannten, sondern auch an folgende Unternehmen: 

— Amoco; 

— Chemie Linz AG (nachstehend: Linz); 

— Saga Petrokjemi AS & Co., jetzt Teil von Statoil (nachstehend: Statoil); 
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— Petrofina SA (nachstehend: Petrofina); 

— Enichem Anic SpA (nachstehend: Anic). 

Linz, ein österreichisches Unternehmen, bestritt die Zuständigkeit der Kommission 
und weigerte sich, dem Auskunftsverlangen nachzukommen. Gemäß Artikel 14 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 führten Kommissionsbeamte anschließend Nach­
prüfungen bei Anic und bei der Saga Petrochemicals UK Ltd, der englischen 
Tochter von Saga, sowie bei den Verkaufsgesellschaften von Linz im Vereinigten 
Königreich und in der Bundesrepublik Deutschland durch. An Rhône-Poulenc er­
ging kein Auskunftsverlangen. 

6 Anhand des im Rahmen dieser Nachprüfungen und Auskunftsverlangen entdeck­
ten Beweismaterials gelangte die Kommission zu der vorläufigen Auffassung, die 
Hersteller hätten von 1977 bis 1983 unter Verstoß gegen Artikel 85 EWG-Vertrag 
durch eine Reihe von Preisinitiativen regelmäßig Zielpreise festgesetzt und ein Sy­
stem jährlicher Mengenkontrolle entwickelt, um den verfügbaren Markt nach ver­
einbarten Prozentsätzen oder Mengen unter sich aufzuteilen. Am 30. April 1984 
beschloß die Kommission deshalb, ein Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 17 einzuleiten. Im Mai 1984 übermittelte sie den genannten Un­
ternehmen mit Ausnahme von Anic und Rhône-Poulenc die schriftliche Mitteilung 
der Beschwerdepunkte. Alle Adressaten äußerten sich dazu schriftlich. 

7 Am 24. Oktober 1984 traf der von der Kommission ernannte Anhörungsbeauf­
tragte mit den Rechtsberatern der Adressaten der Beschwerdepunkte zusammen, 
um Vereinbarungen über den Ablauf der im Rahmen des Verwaltungsverfahrens 
vorgesehenen Anhörung zu treffen, deren Beginn für den 12. November 1984 vor­
gesehen war. In dieser Sitzung teilte die Kommission den Unternehmen außerdem 
zu den in den Antworten auf die Beschwerdepunkte vorgebrachten Argumenten 
mit, sie werde ihnen in Kürze ergänzende Unterlagen zu den bereits übermittelten 
Beweismitteln bezüglich der Durchsetzung der Preisinitiativen zuleiten. Demge­
mäß übersandte sie den Rechtsberatern der Unternehmen am 31. Oktober 1984 
eine Reihe von Unterlagen, die Kopien der einschlägigen Preisinstruktionen der 
Hersteller für ihre Verkaufsstellen einschließlich der Tabellen enthielten, in denen 
diese Belege zusammengefaßt waren. Um die Wahrung des Geschäftsgeheimnisses 

I I - 1033 



URTEIL VOM 10. 3. 1992 — RECHTSSACHE T-13/89 

zu gewährleisten, verband die Kommission diese Übermittlung mit bestimmten 
Auflagen; insbesondere durften die übersandten Unterlagen nicht an die kaufmän­
nischen Abteilungen der Unternehmen weitergegeben werden. Die Anwälte einiger 
Unternehmen lehnten diese Auflagen ab und schickten die Unterlagen vor der 
mündlichen Anhörung zurück. 

8 Aufgrund der Angaben in den schriftlichen Antworten auf die Beschwerdepunkte 
beschloß die Kommission, das Verfahren auf Anic und Rhône-Poulenc auszudeh­
nen. Demgemäß übersandte sie diesen Unternehmen am 25. Oktober 1984 eine 
Mitteilung der Beschwerdepunkte, die der den anderen fünfzehn Unternehmen 
übersandten Mitteilung ähnlich war. 

9 Eine erste Reihe von Anhörungen fand vom 12. bis zum 20. November 1984 statt. 
In ihr wurden mit Ausnahme von Shell (die sich geweigert hatte, an einer Anhö­
rung teilzunehmen) sowie Anic, ICI und Rhône-Poulenc (die sich nicht in der 
Lage sahen, ihre Unterlagen vorzubereiten) alle Unternehmen angehört. 

io Bei diesen Anhörungen weigerten sich mehrere Unternehmen, sich mit den Fragen 
auseinanderzusetzen, die in den ihnen am 31. Oktober 1984 übersandten Unterla­
gen angeschnitten worden waren, da die Kommission die gesamte Bewertung des 
Falles geändert habe; sie müßten zumindest Gelegenheit erhalten, sich hierzu 
schriftlich zu äußern. Andere machten geltend, sie hätten nicht genügend Zeit ge­
habt, die betreffenden Unterlagen vor der Anhörung zu prüfen. Die Anwälte von 
BASF, DSM, Hercules, Hoechst, ICI, Linz, Monte, Petrofina und Solvay über­
sandten der Kommission am 28. November 1984 ein gemeinsames Schreiben in 
diesem Sinne. In einem Schreiben vom 4. Dezember 1984 schloß sich Hüls dieser 
Linie an. 

n Daraufhin leitete die Kommission den Unternehmen am 29. März 1985 eine neue 
Serie von Dokumenten zu, die die Preisanweisungen der Unternehmen an ihre 
Verkaufsbüros wiedergaben, begleitet von Preistabellen, sowie eine Zusammenfas­
sung der Beweise für alle Preisinitiativen, für die Unterlagen verfügbar waren. Die 
Unternehmen wurden aufgefordert, sich dazu schriftlich und in einer weiteren 
mündlichen Anhörung zu äußern. Die ursprünglichen Auflagen bezüglich der Wei­
tergabe an die kaufmännischen Abteilungen hob die Kommission auf. 
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12 In einem weiteren Schreiben gleichen Datums ging die Kommission auf das Vor­
bringen der Anwälte ein, sie habe die Rechtsnatur des angeblichen Kartells nach 
Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag nicht eindeutig definiert. Sie forderte die Unter­
nehmen auf, sich hierzu schriftlich und mündlich zu äußern. 

1 3 Eine zweite Reihe von Anhörungen fand vom 8. bis zum 11. Juli 1985 und am 25. 
Juli 1985 statt. Dabei äußerten sich Anic, ICI und Rhône-Poulenc; die anderen 
Unternehmen (mit Ausnahme von Shell) nahmen zu den von der Kommission in 
den beiden Schreiben vom 29. März 1985 angesprochenen Fragen Stellung. 

H Der Entwurf der Niederschrift über die Anhörungen sowie alle anderen entschei­
dungserheblichen Unterlagen wurden den Mitgliedern des Beratenden Ausschusses 
für Kartell- und Monopolfragen (nachstehend: Beratender Ausschuß) am 19. No­
vember 1985 übergeben und den Unternehmen am 25. November 1985 zugesandt. 
Der Beratende Ausschuß gab seine Stellungnahme in seiner 170. Sitzung vom 5. 
und 6. Dezember 1985 ab. 

is Am Ende dieses Verfahrens erließ die Kommission die streitige Entscheidung vom 
23. April 1986. Der verfügende Teil dieser Entscheidung lautet wie folgt: 

„Artikel 1 

Anic SpA, ATO Chemie SA (heute Atochem), BASF AG, DSM NV, Hercules 
Chemicals NV, Hoechst AG, Chemische Werke Hüls (je t z t Hüls AG), ICI pic, 
Chemische Werke Linz, Montepolimeri SpA (jetzt Montedipe), Petrofina SA, 
Rhône-Poulenc SA, Shell International Chemical Co. Ltd, Solvay & Cie und Saga 
Petrokjemi AS & Co. (jetzt Teil der Statoil) haben gegen Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag verstoßen, indem sie: 

— im Fall von Anic von etwa November 1977 bzw. 1978 bis weit ins Jahr 1982 
oder Anfang 1983; 
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— im Fall von Rhône-Poulenc von etwa November 1977 bis Ende 1980; 

— im Fall von Petrofina von 1980 bis mindestens November 1983; 

— im Fall von Hoechst, ICI, Montepolimeri und Shell von etwa Mitte 1977 bis 
mindestens November 1983; 

— im Fall von Hercules, Linz, Saga und Solvay von etwa November 1977 bis 
mindestens November 1983; 

— im Fall von ATO von mindestens 1978 bis mindestens November 1983; 

— im Fall von BASF, DSM und Hüls von einem Zeitpunkt zwischen 1977 und 
1979 bis mindestens November 1983 

an einer von Mitte 1977 stammenden Vereinbarung und abgestimmten Verhaltens­
weise beteiligt waren, durch die die Gemeinschaft mit Polypropylen beliefernden 
Hersteller: 

a) miteinander Verbindung hatten und sich regelmäßig (von Anfang 1981 an 
zweimal monatlich) in einer Reihe geheimer Sitzungen trafen, um ihre Ge­
schäftspolitik zu erörtern und festzulegen; 

b) von Zeit zu Zeit für den Absatz ihrer Erzeugnisse in jedem Mitgliedstaat der 
EWG Ziel- (oder Mindest-)preise festlegten; 

c) verschiedene Maßnahmen trafen, um die Durchsetzung dieser Zielpreise zu er­
leichtern, (vor allem) unter anderem durch vorübergehende Absatzeinschrän­
kungen, den Austausch von Einzelangaben über ihre Verkäufe, die Veranstal­
tung lokaler Sitzungen und ab Ende 1982 ein System der „Kundenführer­
schaft" zwecks Durchsetzung der Preiserhöhungen gegenüber Einzelkunden; 
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d) gleichzeitige Preiserhöhungen vornahmen, um die besagten Ziele durchzuset­
zen; 

e) den Markt aufteilten, indem jedem Hersteller ein jährliches Absatzziel bzw. 
eine Quote (1979, 1980 und zumindest für einen Teil des Jahres 1983) zuge­
teilt wurde oder, falls es zu keiner endgültigen Vereinbarung für das ganze 
Jahr kam, die Hersteller aufgefordert wurden, ihre monatlichen Verkäufe unter 
Bezugnahme auf einen vorausgegangenen Zeitraum einzuschränken (1981, 
1982). 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Unternehmen sind verpflichtet, die festgestellten Zuwi­
derhandlungen unverzüglich abzustellen (falls sie es noch nicht getan haben) und 
in Zukunft bezüglich ihrer Polypropylengeschäfte von allen Vereinbarungen oder 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, die dasselbe oder ähnliches bezwek-
ken oder bewirken, Abstand zu nehmen. Dazu gehört der Austausch von Informa­
tionen, die normalerweise dem Geschäftsgeheimnis unterliegen und durch die die 
Teilnehmer direkt oder indirekt über Produktion, Absatz, Lagerhaltung, Verkaufs­
preise, Kosten oder Investitionspläne anderer Hersteller informiert oder aufgrund 
deren sie in die Lage versetzt werden, die Befolgung ausdrücklicher oder still­
schweigender Preis- oder Marktaufteilungsabsprachen innerhalb der Gemeinschaft 
zu kontrollieren. Ein Verfahren zum Austausch allgemeiner Informationen, dem 
sich die Hersteller anschließen (wie Fides), muß unter Ausschluß sämtlicher Infor­
mationen geführt werden, aus denen sich das Marktverhalten einzelner Hersteller 
ableiten läßt. Die Unternehmen dürfen insbesondere untereinander keine zusätzli­
chen wettbewerbsrelevanten Informationen austauschen, die ein solches System 
nicht erfaßt. 

Artikel 3 

Gegen die in dieser Entscheidung genannten Unternehmen werden wegen des in 
Artikel 1 festgestellten Verstoßes folgende Geldbußen festgesetzt: 

i) Anic SpA, eine Geldbuße von 750 000 ECU bzw. 1 103 692 500 LIT; 

ii) Atochem, eine Geldbuße von 1 750 000 ECU bzw. 11 973 325 FF; 
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iii) BASF AG, eine Geldbuße von 2 500 000 ECU bzw. 5 362 225 DM; 

iv) DSM NV, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw. 6 657 640 HFL; 

v) Hercules Chemicals NV, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw. 
120 569 620 BFR; 

vi) Hoechst AG, eine Geldbuße von 9 000 000 ECU bzw. 19 304 010 DM; 

vii) Hüls AG, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw. 5 898 447,50 DM; 

viii) ICI pic, eine Geldbuße von 10 000 000 ECU bzw. 6 447 970 UKL; 

ix) Chemische Werke Linz, eine Geldbuße von 1 000 000 ECU bzw. 
1 471 590 000 LIT; 

x) Montedipe, eine Geldbuße von 11 000 000 ECU bzw. 16 187 490 000 LIT; 

xi) Petrofina SA, eine Geldbuße von 600 000 ECU bzw. 26 306 100 BFR; 

xii) Rhône-Poulenc SA, eine Geldbuße von 500 000 ECU bzw. 3 420 950 FF; 

xiii) Shell International Chemical Co. Ltd, eine Geldbuße von 9 000 000 ECU 
bzw. 5 803 173 UKL; 
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xiv) Solvay & Cie, eine Geldbuße von 2 500 000 ECU bzw. 109 608 750 BFR; 

xv) Statoil Den Norske Stats Oljeselskap AS (nunmehr einschließlich Saga Pe-
trokjemi), eine Geldbuße von 1 000 000 ECU bzw. 644 797 UKL. 

Artikel 4 und 5 

(nicht wiedergegeben)" 

i6 Am 8. Juli 1986 wurde den Unternehmen die endgültige Niederschrift über die 
Anhörungen mit den von ihnen verlangten Berichtigungen, Zusätzen und Strei­
chungen übermittelt. 

Verfahren 

i7 Unter diesen Umständen hat die Klägerin mit Klageschrift, die am 6. August 1986 
bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, die vorliegende Klage auf 
Nichtigerklärung der Entscheidung erhoben. Dreizehn der vierzehn übrigen 
Adressaten dieser Entscheidung haben ebenfalls Nichtigkeitsklage erhoben 
(Rechtssachen T- l /89 bis T-4/89, T-6/89 bis T-12/89, T-14/89 und und 
T-15/89). 

is Mit besonderem Schriftsatz vom gleichen Tage hat die Klägerin gemäß Artikel 91 
der Verfahrensordnung des Gerichtshofes beantragt, die Vorlage von Schriftstük-
ken anzuordnen, deren Übermittlung an die Klägerin die Kommission abgelehnt 
habe. Dieser Antrag ist durch Beschluß des Gerichtshofes vom 11. Dezember 1986 
in der Rechtssache 212/86 R (ICI/Kommission, in der amtlichen Sammlung nicht 
veröffentlicht) zurückgewiesen worden. 

i9 Das gesamte schriftliche Verfahren ist vor dem Gerichtshof abgelaufen. 
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20 Mit Beschluß vom 15. November 1989 hat der Gerichtshof diese und die dreizehn 
übrigen Rechtssachen gemäß Artikel 14 des Beschlusses des Rates vom 24. Okto­
ber 1988 zur Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein­
schaften (nachstehend: Beschluß des Rates vom 24. Oktober 1988) an das Gericht 
verwiesen. 

2i Gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Beschlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 hat der 
Präsident des Gerichts einen Generalanwalt bestellt. 

22 Mit Schreiben vom 3. Mai 1990 hat der Kanzler des Gerichts die Parteien zur 
Teilnahme an einer informellen Sitzung aufgefordert, um die Einzelheiten der 
Durchführung der mündlichen Verhandlung festzulegen. Diese Sitzung hat am 28. 
Juni 1990 stattgefunden. 

23 Mit Schreiben vom 9. Juli 1990 hat der Kanzler des Gerichts die Parteien gebeten, 
sich zu einer eventuellen Verbindung der Rechtssachen T- l /89 bis T-4/89 und 
T-6/89 bis T-15/89 zu gemeinsamem mündlichen Verfahren zu äußern. Keine der 
Parteien hat hiergegen Einwände erhoben. 

24 Mit Beschluß vom 25. September 1990 hat das Gericht die genannten Rechtssa­
chen wegen des zwischen ihnen bestehenden Zusammenhangs nach Artikel 43 der 
Verfahrensordnung des Gerichtshofes, die gemäß Artikel 11 Absatz 3 des Be­
schlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 für das Verfahren vor dem Gericht 
entsprechend galt, zu gemeinsamem mündlichen Verfahren verbunden. 

25 Mit Beschluß vom 15. November 1990 hat das Gericht über die von den Klägerin­
nen in den Rechtssachen T-2/89, T-3/89, T-9/89, T - l l / 8 9 , T-12/89 und 
T-13/89 gestellten Anträge auf vertrauliche Behandlung entschieden und ihnen 
teilweise stattgegeben. 
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26 Mit Schreiben, die zwischen dem 9. Oktober und dem 29. November 1990 bei der 
Kanzlei des Gerichts eingegangen sind, haben die Parteien die ihnen vom Gericht 
mit Schreiben des Kanzlers vom 19. Juli 1990 gestellten Fragen beantwortet. 

27 In Anbetracht der Antworten auf diese Fragen hat das Gericht auf Bericht des 
Berichterstatters und nach Anhörung des Generalanwalts beschlossen, die mündli­
che Verhandlung ohne vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. 

28 Die Parteien haben in der mündlichen Verhandlung, die vom 10. bis 15. Dezember 
1990 stattgefunden hat, mündlich verhandelt und die Fragen des Gerichts beant­
wortet. 

29 Der Generalanwalt hat seine Schlußanträge in der Sitzung vom 10. Juli 1991 vor­
getragen. 

Anträge der Parteien 

30 Die Klägerin beantragt, 

1) die Entscheidung der Beklagten vom 23. April 1986 (IV/31.149 — Polypropy­
len), soweit sie die Klägerin betrifft, für nichtig zu erklären; 

2) die gegen die Klägerin festgesetzte Geldbuße aufzuheben oder herabzusetzen; 
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3) für den Fall, daß die Klägerin die Geldbuße ohne Möglichkeit der Ausssetzung 
sofort zahlen muß, die Kommission zur Rückzahlung des gezahlten Betrages 
oder eines angemessenen Teilbetrages zuzüglich Zinsen zu einem Zinssatz von 
1 % über dem Sollzinssatz der in Artikel 4 der Entscheidung genannten Bank 
des Vereinigten Königreichs zu verurteilen; 

4) der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Die Kommission beantragt, 

— die Klage abzuweisen, 

— der Klägerin die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Zur Begründetheit 

3i Nach Auffassung des Gerichts sind zuerst die Rügen zu prüfen, mit denen die 
Klägerin eine Verletzung der Verteidigungsrechte geltend macht, weil die Kom­
mission ihr Schriftstücke nicht übermittelt habe, auf die die Entscheidung gestützt 
sei (1), weil der Klägerin der Bericht des Anhörungsbeauftragten nicht übermittelt 
worden sei (2) und weil die Kommission verfrüht aufgrund einer vorgefaßten Mei­
nung entschieden habe (3); zweitens die Rügen bezüglich der Feststellung der Zu­
widerhandlung, die sich zum einen auf die von der Kommission getroffenen Tatsa­
chenfeststellungen (1) und zum anderen auf die Anwendung von Artikel 85 Absatz 
1 EWG-Vertrag auf diese Tatsachen (2) beziehen, da die Kommission die Zuwi­
derhandlung nicht richtig qualifiziert (A) und deren wettbewerbsbeschränkenden 
Zweck oder deren wettbewerbsbeschränkende Wirkung (B) und die Beeinträchti­
gung des Handels zwischen Mitgliedstaaten nicht zutreffend gewürdigt habe (C); 
drittens die Rügen bezüglich der Begründung der Entscheidung und viertens die 
Rügen bezüglich der Festsetzung der Geldbuße, die teilweise von der Verjährung 
erfaßt sei (1) und weder der Dauer (2) noch der Schwere (3) der behaupteten 
Zuwiderhandlung angemessen sei. 
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Zu den Verteidigungsrechten 

1. Unterlassene Übermittlung von Schriftstücken anläßlich der Mitteilung der Be­
schwerdepunkte 

32 Die Klägerin macht geltend, daß ihr die Kommission bei der Mitteilung der Be­
schwerdepunkte vierzehn Schriftstücke oder Reihen von Schriftstücken nicht über­
sandt habe, auf die sie ihre Entscheidung gestützt habe, und daß sie es ihr auf 
diese Weise unmöglich gemacht habe, sich zu deren Inhalt zu äußern. Es handele 
sich um bei ATO erlangte Unterlagen über den Austausch von Informationen über 
Lieferungen der französischen Hersteller und die Quotenhandhabung 1979 auf 
dem französischen Markt (Entscheidung, Randnr. 15, h), eine angeblich bei Solvay 
gefundene Unterlage vom 6. September 1977 (Entscheidung, Randnr. 16, vorletz­
ter Absatz), die Protokolle zweier Shell-interner Sitzungen vom 5. Juli 1979 bzw. 
vom 12. September 1979 (Entscheidung, Randnrn. 29 und 31), ein internes Sol-
vay-Dokument, in dem die „erzielten Preise" für Oktober und November 1980 
mit den „Listenpreisen" für Januar 1981 verglichen worden seien (Entscheidung, 
Randnr. 32), eine Erinnerung von Solvay an ihre Verkaufsabteilungen vom 17. 
Juli 1981 (Entscheidung, Randnr. 35), ein Schriftstück von Shell über die Festset­
zung eines Zielpreises für den 1. November 1981 (Entscheidung, Randnr. 36 Ab­
satz 1), einen Vermerk von Hercules über die Herabsetzung des Zielpreises im 
Dezember 1981 (Entscheidung, Randnr. 36 Absatz 2), einen internen Vermerk 
von Hoechst vom 6. Juni 1983 über die Festlegung eines Mindestpreises vom 1. 
Juli dieses Jahres an und ein Fernschreiben von Linz vom 8. Juni 1983 (Entschei­
dung, Randnr. 49), zwei Shell-Papiere mit der Bezeichnung „PP W Europe-Pri­
cing" und „Market quality report" (Entscheidung, Randnr. 49), einen internen 
ATO-Vermerk vom 28. September 1983 (Entscheidung, Randnr. 51) und schließ­
lich um ein Arbeitsdokument für das erste Quartal 1983, das bei Shell gefunden 
worden sei (Entscheidung, Randnrn. 63 Absatz 3 und 64). 

33 Die Kommission weist darauf hin, daß die in den Randnummern 15, 32 und 35 
der Entscheidung angeführten Schriftstücke der Klägerin im Rahmen des Verfah­
rens der Akteneinsicht zugänglich gemacht worden seien. Das Fernschreiben von 
Linz vom 8. Juni 1983 sei als Anlage Linz H 1 mit dem Schreiben vom 29. März 
1985 übermittelt worden. In einigen wenigen Fällen sei sie der Ansicht gewesen, 
daß die Schriftstücke sensible Geschäftsinformationen in bezug auf einen bestimm­
ten Hersteller enthielten, und habe daher den anderen Herstellern die Einsicht 
verwehrt. Auf jeden Fall sei keines der von der Klägerin angeführten Schriftstücke 
für die Entscheidung dieser Rechtssache von Bedeutung, weil sie entweder die 
Klägerin nicht beträfen oder andere Schriftstücke lediglich bestätigten. Die Kläge­
rin habe im übrigen nicht dargetan, inwiefern ihre Verteidigungsrechte durch die 
unterlassene Übermittlung der betreffenden Schriftstücke hätten beeinträchtigt 
werden können. 
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34 Das Gericht stellt fest, daß nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes nicht die 
Schriftstücke als solche entscheidend sind, sondern die Schlußfolgerungen, die die 
Kommission daraus gezogen hat. Wenn diese Schriftstücke in der Mitteilung der 
Beschwerdepunkte nicht erwähnt worden sind, so kann das betroffene Unterneh­
men zu Recht davon ausgehen, daß sie für das Verfahren bedeutungslos sind. Teilt 
die Kommission einem Unternehmen nicht mit, daß gewisse Schriftstücke in der 
Entscheidung verwendet werden sollen, so hindert sie es daran, sich rechtzeitig zur 
Beweiskraft dieser Schriftstücke zu äußern. Diese Schriftstücke können deshalb 
nicht als gültige Beweismittel gegen das Unternehmen angesehen werden (Urteile 
vom 25. Oktober 1983 in der Rechtssache 107/82, AEG-Telefunken/Kommission, 
Slg. 1983, 3151, Randnr. 27, und vom 3. Juli 1991 in der Rechtssache C-62/86, 
AKZO Chemie/Kommission, Slg. 1991, 1-3359, Randnr. 21). 

35 Im vorliegenden Fall ist darauf hinzuweisen, daß nur die Schriftstücke, die in den 
Mitteilungen der gemeinsamen oder der individuellen Beschwerdepunkte oder in 
dem Schreiben vom 29. März 1985 erwähnt oder die diesen ohne besondere Er­
wähnung als Anlagen beigefügt waren, der Klägerin im Rahmen des vorliegenden 
Verfahrens als Beweismittel entgegengehalten werden können. Die den Mitteilun­
gen der Beschwerdepunkte als Anlagen beigefügten, dort aber nicht erwähnten 
Schriftstücke können in der Entscheidung nur dann gegen die Klägerin verwandt 
werden, wenn diese den Mitteilungen der Beschwerdepunkte bei vernünftiger Be­
trachtung entnehmen konnte, welche Schlüsse die Kommission daraus ziehen 
wollte. 

36 Demnach kann von den von der Klägerin genannten Schriftstücken nur das Fern­
schreiben von Linz vom 8. Juni 1983 als Beweismittel gegen die Klägerin verwen­
det werden, da es in dem Schreiben vom 29. März 1983 erwähnt und diesem im 
übrigen als Anlage Linz H 1 beigefügt worden ist. Die übrigen von der Klägerin 
genannten Schriftstücke können ihr im Rahmen des vorliegenden Verfahrens nicht 
als Beweismittel entgegengehalten werden. 

37 Die Frage, ob die letztgenannten Schriftstücke eine unerläßliche Stütze für die 
tatsächlichen Feststellungen bilden, die die Kommission in der Entscheidung zu 
Lasten der Klägerin getroffen hat, gehört zur Prüfung der Begründetheit dieser 
Feststellungen durch das Gericht. 
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2. Keine Übermittlung des Berichts des Anbörungsbeaufiragten 

38 Die Klägerin macht geltend, der Bericht des Anhörungsbeauftragten sei ihr trotz 
eines entsprechenden Antrags an die Kommission nicht zur Verfügung gestellt 
worden. Sie habe beim Gerichtshof gemäß Artikel 91 der Verfahrensordnung be­
antragt, der Kommission die Vorlage dieses Berichts aufzugeben, in dem der An­
hörungsbeauftragte das Bestehen eines lebhaften Wettbewerbs auf dem Markt ein­
geräumt habe. Zwar sei dieser Antrag durch Beschluß des Gerichtshofes vom 11. 
Dezember 1986 in der Rechtssache ICI/Kommission, a. a. O., Randnrn. 5 bis 8, 
zurückgewiesen worden, sie ersuche indessen das Gericht dennoch, die Vorlage 
dieses Berichts anzuordnen oder zumindest wegen der Schwächen im Vorbringen 
der Kommission zur Begründetheit von dem Bericht Kenntnis zu nehmen. 

39 Die Kommission weigert sich unter Berufung auf den Beschluß des Gerichtshofes 
vom 11. Dezember 1986 über den Antrag der Klägerin (Randnr. 7), den Bericht 
des Anhörungsbeauftragten vorzulegen. Es gebe keinen Grund, diesen Beschluß 
zurückzunehmen. 

40 Nach Auffassung des Gerichts verlangt es die Wahrung der Verteidigungsrechte 
nicht, daß die von einem Verfahren nach Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag be­
troffenen Unternehmen die Möglichkeit haben, den Bericht des Anhörungsbeauf­
tragten, der ein rein internes Schriftstück der Kommission ist, zu kommentieren. 
Hierzu hat der Gerichtshof entschieden, daß dieser Bericht für die Kommission 
den Wert eines Gutachtens hat, daß sie in keiner Weise an ihn gebunden ist und 
daß der Bericht deshalb kein entscheidender Faktor ist, den der Gemeinschafts­
richter bei seiner Prüfung zu berücksichtigen hätte (Beschluß vom 11. Dezember 
1986 in der Rechtssache 212/86 R, a. a. O., Randnrn. 5 bis 8). Die Wahrung der 
Verteidigungsrechte ist nämlich rechtlich hinreichend sichergestellt, wenn die bei 
der Ausarbeitung der endgültigen Entscheidung zusammenwirkenden Stellen kor­
rekt über die Argumentation der Unternehmen informiert worden sind, die diese 
in Beantwortung der ihnen von der Kommission mitgeteilten Beschwerdepunkte 
und gegenüber den von der Kommission zur Erhärtung dieser Beschwerdepunkte 
vorgelegten Beweismittel vorgetragen haben (Urteil des Gerichtshofes vom 9. No­
vember 1983 in der Rechtssache 322/81, Michelin/Kommission, Slg. 1981, 3461, 
Randnr. 7). 

4i Hierzu ist darauf hinzuweisen, daß der Bericht des Anhörungsbeauftragen nicht 
dem Zweck dient, das Vorbringen der Unternehmen zu ergänzen oder zu korri­
gieren, neue Beschwerdepunkte zu formulieren oder neue Beweismittel gegen die 
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Unternehmen zu liefern. Er soll vielmehr die Meinung eines Kommissionsbeamten 
zum Erlaß einer Entscheidung durch die Kommission zum Ausdruck bringen. 
Folglich können zum einen die Unternehmen aus dem Grundsatz der Wahrung 
der Verteidigungsrechte keinen Anspruch darauf ableiten, daß ihnen der Bericht 
des Anhörungsbeauftragten zur Kommentierung übermittelt wird (siehe Urteil des 
Gerichtshofes vom 17. Januar 1984 in den verbundenen Rechtssachen 43/62 und 
63/82, VBVB und VBBB/Kommission, Slg. 1984, 19, Randnr. 25), und das Ge­
richt sieht keinen Anlaß, der Kommission die Vorlage dieses Berichts aufzugeben. 

42 Diese Rüge ist daher zurückzuweisen. 

3. Verfrühte Entscheidung aufgrund vorgefaßter Meinung 

43 Nach Ansicht der Klägerin hat die Kommission dadurch gegen ihre Verpflichtun­
gen, die ihr die Rechtsprechung des Gerichtshofes und die eigene Praxis auferleg­
ten (Urteil des Gerichtshofes vom 21. Februar 1981 in der Rechtssache 86/82, 
Hasselblad/Kommission, Slg. 1981, 883, Schlußanträge S. 914 f., sowie Punkt 45 
des Fünfzehnten Berichts der Kommission über die Wettbewerbspolitik), verstoßen, 
daß sie an die Sache nicht vorurteilsfrei herangegangen sei und verfrüht entschie­
den habe, auch wenn sie ihren Standpunkt infolge der Erklärungen der Klägerin 
und deren Anhörung etwas abgemildert habe. Die Kommission habe sich wegen 
dieser verfrühten Entscheidung dazu verleiten lassen, von einer „extremen 
Schwere" der Verstöße auszugehen, eine überaus hohe Geldbuße zu verhängen 
und trotz der abweichenden Stellungnahme des Anhörungsbeauftragten das Beste­
hen eines lebhaften Wettbewerbs auf dem Markt während des fraglichen Zeit­
raums und das Fehlen jeglicher Auswirkung einer angeblichen Vereinbarung der 
Hersteller auf den Markt und insbesondere auf die Preise zu bestreiten. Die Kom­
mission habe sich also entschlossen gezeigt, ihre vorgefaßten Ansichten nicht von 
den zahlreichen Zeugen, Untersuchungen und Gutachten beeinflussen zu lassen. 

44 Die Kommission führt aus, man könne ihr nicht vorwerfen, verfrüht entschieden 
zu haben, da der in der Entscheidung vertretene Standpunkt gerechtfertigt sei und 
sie diesen erst nach Berücksichtigung des Vorbringens der Beteiligten eingenom­
men habe. Sie habe sich im vorliegenden Fall durch die zahlreichen Beweise über­
zeugen lassen, die sich nicht mit der Auffassung der Klägerin, daß „lebhafter 
Wettbewerb" geherrscht habe, vereinbaren ließen. 
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45 Das Gericht stellt fest, daß die Frage, ob die Kommission aufgrund einer vorge­
faßten Meinung verfrüht entschieden hat, nicht von der Frage zu trennen ist, ob 
die tatsächlichen Feststellungen der Kommission in der Entscheidung von den von 
ihr vorgelegten Beweisen getragen werden. Da es sich dabei um eine Frage der 
Begründetheit handelt, die mit der Feststellung der Zuwiderhandlung zusammen­
hängt, ist sie später mit den anderen mit dieser Feststellung zusammenhängenden 
Fragen zu prüfen. 

Zur Feststellung der Zuwiderhandlung 

46 N a c h R a n d n u m m e r 80 Absatz 1 der Entsche idung haben sich die Polypropylen­
hersteller, die die Gemeinschaft beliefern, seit 1977 an einer ganzen Reihe v o n 
Plänen, Absprachen u n d M a ß n a h m e n beteiligt, die im R a h m e n eines Systems r e ­
gelmäßiger Si tzungen u n d ständiger K o n t a k t e beschlossen w o r d e n seien. D e r all­
gemeine Plan de r Herste l ler sei es gewesen, sich über spezifische Angelegenhei ten 
zu einigen (Entscheidung, R a n d n r . 80 Absa tz 2). 

47 U n t e r diesen U m s t ä n d e n ist zunächs t zu prüfen, ob der Kommiss ion rechtlich de r 
Beweis für ihre tatsächlichen Feststellungen hinsichtlich de r Mindestpreisvereinba­
rung und der Sitzung der „European Association for Textile Polyolefins" (nach­
stehend: EATP) vom 22. November 1977 (A), des Systems der regelmäßigen Sit­
zungen (B), der Preisinitiativen (C), der Maßnahmen zur Förderung der Durch­
führung der Preisinitiativen (D) und der Festsetzung von Absatzzielen und Quoten 
(E) gelungen ist; dabei sind jeweils zunächst die angefochtene Handlung (a) und 
das Vorbringen der Parteien (b) darzulegen und sodann zu würdigen (c). Danach 
ist die Anwendung von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag auf diese Tatsachen zu 
überprüfen. 

1. Die tatsächlichen Feststellungen 

A — Die Mindestpreisvereinbarung und die EATP-Sitzung vom 22. November 
1977 

a) Angefochtene Handlung 

48 In der Entscheidung (Randnr . 16 Absätze 1, 2 und 3 ; siehe auch Randnr . 67 Ab­
satz 1) heißt es, daß im Jahr 1977 die etablierten Hersteller, nachdem in "Westeu­
ropa sieben neue Polypropylenerzeuger die Produkt ion aufgenommen hät ten, Ge­
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spräche miteinander aufgenommen hätten, um einen Preisverfall und damit ver­
bundene Verluste zu vermeiden. Als Folge dieser Gespräche hätten die Haupther­
steller — Monte, Hoechst, ICI und Shell — eine „Mindestpreisvereinbarung" 
(„floor price agreement") getroffen, die am 1. August 1977 habe in Kraft treten 
sollen. Mit der ursprünglichen Vereinbarung sei keine Mengenkontrolle verbunden 
gewesen. Für den Fall, daß sich die Vereinbarung als erfolgreich erweisen sollte, 
seien für 1978 jedoch mengenmäßige Beschränkungen vorgesehen worden. Die 
Vereinbarung habe zunächst für vier Monate gelten sollen; Einzelheiten der Ver­
einbarung seien den anderen Herstellern mitgeteilt worden, darunter auch Hercu­
les, deren Marketingdirektor als Grundlage für die Mindestpreise der Hauptsorten 
in den einzelnen Mitgliedstaaten einen Raffia-Preis von 1,25 DM/kg genannt 
habe. 

49 Laut der Entscheidung (Randnr. 16 Absatz 5) räumen ICI und Shell ein, daß es 
Kontakte mit anderen Herstellern gegeben habe, um zu prüfen, wie dem Preisver­
fall Einhalt geboten werden könne. Nach den Angaben von ICI sei möglicherweise 
ein Preisniveau vorgeschlagen worden, unter das die Preise nicht hätten abrutschen 
dürfen. Von ICI und Shell werde bestätigt, daß die Gespräche nicht auf die „gro­
ßen Vier" begrenzt gewesen seien. Genaue Einzelheiten der Handhabung der 
Mindestpreisvereinbarung hätten sich nicht ermitteln lassen. Jedoch habe im No­
vember 1977 Monte, nachdem der Raffia-Preis auf rund 1,00 DM/kg gesunken 
sei, eine Anhebung auf 1,30 DM/kg angekündigt, die am 1. Dezember habe wirk­
sam werden sollen. Am 25. November habe es in der Fachpresse geheißen, daß die 
drei anderen Haupthersteller das Vorgehen von Monte mit ähnlichen Preiserhö­
hungen unterstützten, die für den gleichen Tag oder später im Dezember geplant 
seien. 

so In der Entscheidung (Randnr. 17 Absätze 1 und 2) wird darauf hingewiesen, daß 
etwa um die gleiche Zeit die regelmäßigen Sitzungen der Polypropylenhersteller 
begonnen hätten. ICI habe behauptet, daß erst im Dezember 1977 Sitzungen abge­
halten worden seien, habe aber eingeräumt, daß es schon davor zu Kontakten zwi­
schen Herstellern gekommen sei, vermutlich auf telefonischem Wege und auf einer 
Ad-hoc-Basis. Shell habe erklärt, daß ihre Geschäftsführer „vielleicht mit Monte-
polimeri im oder um November 1977 über Preise gesprochen haben und Montepo-
limeri die Möglichkeit von Preiserhöhungen erwähnt und (Shells) Ansichten zu 
ihren Reaktionen auf Erhöhungen eingeholt hat". Während es, wie es in der Ent­
scheidung (Randnr. 17 Absatz 3) weiter heißt, keine unmittelbaren Beweise dafür 
gebe, daß vor Dezember 1977 Gruppensitzungen zur Preisfestsetzung stattgefun­
den hätten, hätten die Hersteller in den Sitzungen eines Fachverbands der Kun­
den, der EATP, die im Mai und November 1977 veranstaltet worden seien, bereits 
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über die erkannte Notwendigkeit einer gemeinsamen Aktion zur Anhebung des 
Preisniveaus gesprochen. Hercules habe im Mai 1977 betont, daß die „traditionel­
len Marktführer" die Initiative ergreifen sollten, während Hoechst erklärt habe, 
daß die Preise ihres Erachtens um 30 % bis 40 % höher sein müßten. 

si In diesem Zusammenhang wirft die Entscheidung (Randnrn. 17, Absatz 4, 78, Ab­
satz 3, und 104, Absatz 2) der Klägerin vor, ebenso wie Hercules, Hoechst, Linz, 
Rhône-Poulenc, Saga und Solvay erklärt zu haben, die Ankündigung von Monte 
in einem Bericht der Fachpresse {European Chemical News, nachstehend: ECN) 
vom 18. November 1977, den Raffiapreis auf 1,30 DM/kg ab dem 1. Dezember 
anzuheben, zu unterstützen. Aus den bei dem EATP-Treffen vom 22. November 
1977 abgegebenen verschiedenen Erklärungen ergebe sich laut Sitzungsprotokoll, 
daß der von Monte festgesetzte Preis von 1,30 DM/kg von den anderen Herstel­
lern als allgemeiner „Zielpreis" angenommen worden sei. 

b) Vorbringen der Parteien 

52 Die Klägerin räumt ein, daß zwar im Laufe des Jahres 1977 telefonische Kontakte 
zwischen den Herstellern stattgefunden hätten, doch hätten diese nicht zu einer 
echten Vereinbarung geführt; wäre dies der Fall gewesen, hätten die Parteien ver­
sucht, sie durchzuführen. Diese Kontakte hätten jedoch vorliegend keine Auswir­
kungen auf den Markt gehabt, da die Mindestpreise nicht erreicht worden seien. 
Das Schriftstück, auf das sich die Kommission insoweit stütze, ein handschriftli­
cher Vermerk des Marketingdirektors von Hercules (Anlage 2 der Mitteilung der 
gemeinsamen Beschwerdepunkte, nachstehend: gem. Bpkte., Ani.), sei mehrdeutig. 

53 Auch die EATP-Sitzungen hätten in keiner Weise den Rahmen für die Durchfüh­
rung dieser Vereinbarung bilden können, weil diese Sitzungen auf Wunsch der 
Geschäftskunden stattgefunden hätten, die sich vor allem über die voraussichtliche 
Entwicklung der Preise hätten informieren wollen; es sei daher absurd, die Sitzun­
gen als ein Forum hinzustellen, das es den Herstellern hätte ermöglichen sollen, 
gegenüber ihren Kunden eine einheitliche Front zu bilden. 
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54 Die Kommission legt dar, ihre Feststellung, daß schon 1977 eine Mindestpreisver­
einbarung zwischen den „großen Vier" geschlossen worden sei, stütze sich auf 
einen handschriftlichen Vermerk des Marketingdirektors von Hercules. Das Beste­
hen dieser Vereinbarung werde durch mehrere Unterlagen in den Akten belegt: 
zunächst durch die Antworten von Shell und der Klägerin auf die Mitteilung der 
Beschwerdepunkte, in denen beide eingeräumt hätten, daß die Hersteller miteinan­
der in Verbindung gestanden hätten, um die Art und "Weise der Eindämmung des 
Preisverfalls festzulegen; die Klägerin habe eingeräumt, daß Mindestpreisniveaus 
„möglicherweise vorgeschlagen worden sind"; sodann durch die Ankündigung ei­
ner Preiserhöhung durch Monte in den ECN, durch die sie nahe an das Mindest­
preisniveau herangekommen sei (gem. Bpkte., Ani. 3), und schließlich durch die 
gleichzeitige Unterstützung dieser Erhöhung durch die drei anderen „Großen" 
und sechs weitere Hersteller in der EATP-Sitzung vom 22. November 1977 (gem. 
Bpkte., Ani. 6). 

c) Würdigung durch das Gericht 

55 Es ist erstens zu prüfen, ob die Klägerin der Mindestpreisvereinbarung zugestimmt 
hat, die den Angaben der Kommission zufolge Mitte 1977 geschlossen worden sein 
soll, und zweitens, ob die Klägerin an der Festsetzung eines Preisziels von 
1,30 DM/kg zum 1. Dezember 1977 beteiligt war. 

56 Zur ersten Frage stellt das Gericht fest, daß die Klägerin in ihrer Antwort auf die 
Mitteilung der Beschwerdepunkte bezüglich der Lage Mitte 1977 eingeräumt hat: 

„The producers were faced with the inevitable prospect of heavy losses. In the 
light of this, producers may well have made contact with each other to see what 
could be done to halt the slide in prices and suggested a price level below which 
prices should not be allowed to fall if the burden of losses was to be stemmed. This 
would almost certainly have been done by telephone discussions between produ­
cers since there were not then in existence the various meetings of producers of the 
kind that started at the end of 1977 ..." 

(„Die Hersteller sahen sich der unvermeidlichen Aussicht schwerer Verluste ge­
genüber. Vor diesem Hintergrund können die Hersteller sehr wohl untereinander 
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